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Satzung über das Verbot der Zweckentfremdung von 
Wohnraum in der Gemeinde Bodman-Ludwigshafen 

(Zweckentfremdungssatzung – ZwEFS) 
vom 04.04.2023 

Nach Abs. 1 des Gesetzes über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum 
(ZwEWG) vom 19. Dezember 2013 (GBl. S. 484), geändert durch Gesetz vom 
03.02.2021 (GBl. S. 116) und § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung für Baden-Württem-
berg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, ber. S. 698), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBl. S. 26, 42) hat der 
Gemeinderat der Gemeinde Bodman-Ludwigshafen in der Sitzung am 04.04.2023 fol-
gende Satzung beschlossen: 

 
 

§ 1 Gegenstand der Satzung ......................................................................... 1 

§ 2 Zuständigkeit ............................................................................................ 2 

§ 3 Wohnraum ............................................................................................... 2 

§ 4 Zweckentfremdung................................................................................... 3 

§ 5 Genehmigung .......................................................................................... 4 

§ 6 Genehmigung aufgrund vorrangiger öffentlicher Belange und 
überwiegender privater Interessen ........................................................... 4 

§ 7 Genehmigung gegen Ersatzwohnraum .................................................... 4 

§ 8 Genehmigung gegen Entrichtung von Ausgleichsbeträgen ..................... 6 

§ 9 Nebenbestimmungen ............................................................................... 6 

§ 10 Negativattest ............................................................................................ 6 

§ 11 Auskunfts- und Betretungsrecht ............................................................... 7 

§ 12 Verwaltungsgebühren .............................................................................. 7 

§ 13 Ordnungswidrigkeiten .............................................................................. 7 

§ 14 Inkrafttreten .............................................................................................. 7 

 

§ 1 Gegenstand der Satzung 

(1) In der Gemeinde Bodman-Ludwigshafen ist die Versorgung der Bevölkerung mit 
ausreichendem Wohnraum zu angemessenen Bedingungen besonders gefährdet 
(Wohnraummangellage) und diesem Wohnraummangel kann innerhalb der nächs-
ten fünf Jahre nicht mit anderen zumutbaren Mitteln in angemessener Zeit begeg-
net werden. 
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(2) Die Satzung gilt für die Zweckentfremdung von frei finanziertem Wohnraum im Ge-

meindegebiet.   

§ 2 Zuständigkeit 

(1) Vollzugsbehörde ist der Bürgermeister. 

(2) Zum Vollzug gehören die Überwachung des Verbots einschließlich notwendiger 
Ermittlungen, der Erlass von Anordnungen zur Wiederherstellung eines rechtmäßi-
gen Zustands, die Erteilung einer Genehmigung oder eines Negativattests sowie 
die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten, soweit sich aus der Gemeindeordnung 
und der Hauptsatzung nichts anderes ergibt.  

§ 3 Wohnraum 

(1) Wohnraum im Sinne der Satzung sind sämtliche Räume, die im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Satzung zur dauerhaften Wohnnutzung objektiv geeignet und 
subjektiv durch den Verfügungsberechtigten dazu bestimmt sind. Dazu zählen 
auch Werk- und Dienstwohnungen sowie Wohnheime. 

(2) Objektiv geeignet sind Räume, wenn sie (alleine oder zusammen mit anderen Räu-
men) die Führung eines selbständigen Haushalts ermöglichen.  Die subjektive Be-
stimmung (erstmalige Widmung oder spätere Umwidmung) trifft der Verfügungsbe-
rechtigte ausdrücklich oder durch nach außen erkennbares schlüssiges Verhalten. 
Eine Umwidmung von Wohnraum zu anderen als Wohnzwecken ist unbeachtlich, 
wenn die Umwidmung baurechtlich unzulässig war. 

(3) Wohnraum im Sinne dieser Satzung liegt nicht vor, wenn  

1. der Raum dem Wohnungsmarkt nicht generell zur Verfügung steht, weil das 
Wohnen in einem engen räumlichen Zusammenhang an eine bestimmte Tätig-
keit geknüpft ist (z. B. Wohnraum für Aufsichtsperson auf Betriebsgelände, 
Wohnungen für Erntehelfer, die als solche genehmigt sind) und dies baurecht-
lich abgesichert ist. 

2. der Raum bereits vor dem Inkrafttreten dieser Satzung und seitdem ohne Un-
terbrechung in baurechtlich genehmigter Weise anderen als Wohnzwecken 
diente, 

3. der Raum (noch) nicht bezugsfertig ist, 

4. baurechtlich eine Wohnnutzung nicht zulässig und auch nicht genehmigungsfä-
hig ist, 

5. ein dauerndes Bewohnen unzulässig oder unzumutbar ist, weil der Raum einen 
schweren Mangel bzw. Missstand aufweist oder unerträglichen Umwelteinflüs-
sen ausgesetzt ist und die Wiederbewohnbarkeit nicht mit einem objektiv 
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wirtschaftlichen und zumutbaren Aufwand hergestellt werden kann. Dies ist in 
der Regel der Fall, wenn die aufzuwendenden finanziellen Mittel  

- nicht innerhalb eines Zeitraumes von 10 Jahren durch entsprechende Er-
träge ausgeglichen werden können oder 

- die Kosten des Abbruchs zuzüglich der Neuerrichtung die eines vergleich-
baren Gebäudes erreichen; 

6. der Raum aufgrund der Umstände des Einzelfalls nachweislich nicht mehr vom 
Markt angenommen wird, z. B. wegen seiner Größe oder seines Grundrisses. 

§ 4 Zweckentfremdung 

(1) Wohnraum wird zweckentfremdet, wenn er durch den Verfügungsberechtigten 
und/oder den Mieter überwiegend anderen als Wohnzwecken zugeführt wird. Eine 
Zweckentfremdung liegt insbesondere vor, wenn der Wohnraum 

1. überwiegend für gewerbliche oder berufliche Zwecke verwendet oder überlas-
sen wird, 

2. baulich derart verändert oder in einer Weise genutzt wird, dass er für Wohnzwe-
cke nicht mehr geeignet ist, 

3. nicht nur vorübergehend gewerblich oder gewerblich veranlasst für Zwecke der 
Fremdenbeherbergung oder als Ferienwohnung genutzt wird (vorbehaltlich der 
Fälle des Absatzes 2 Nr. 41), 

4. länger als sechs Monate leer steht (vorbehaltlich der Fälle des Absatzes 2 Nr.1), 

5. beseitigt wird (Abbruch). 

 (2) Eine Zweckentfremdung liegt in der Regel nicht vor, wenn 

1. Wohnraum leer steht, weil er trotz nachweislicher geeigneter Bemühungen über 
längere Zeit nicht wieder vermietet werden konnte, 

2. Wohnraum nachweislich zügig umgebaut, instandgesetzt oder modernisiert 
wird und deshalb vorübergehend unbewohnbar ist oder leer steht, 

3. der Wohnraum mit anderem Wohnraum zur weiteren Wohnnutzung zusammen-
gelegt oder geteilt wird, 

4. Wohnraum nachweislich nicht länger als bis zu insgesamt 6 Wochen (auch auf 
mehrere kürzere Zeiträume verteilt) im Kalenderjahr als Ferienwohnung genutzt 

                                            
1 Berichtigt durch Bekanntmachung vom 7.12.2018 
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und ansonsten dauerhaft als Wohnraum, insbesondere nicht nur als Nebenwoh-
nung, verwendet bzw. vermietet wird. 

§ 5 Genehmigung 

(1) Wohnraum darf im Gebiet der Gemeinde nur mit ihrer Genehmigung überwiegend 
anderen als Wohnzwecken zugeführt werden. 

(2) Eine Genehmigung ist auf Antrag zu erteilen, wenn vorrangige öffentliche Interes-
sen oder schutzwürdige private Interessen das Interesse an der Erhaltung des be-
troffenen Wohnraums überwiegen. Eine Genehmigung kann erteilt werden, wenn 
dem Interesse an der Erhaltung des Wohnraums durch Ausgleichsmaßnahmen in 
verlässlicher und angemessener Weise Rechnung getragen wird. Dies kann insbe-
sondere durch Bereitstellung von Ersatzwohnraum oder durch Entrichtung einer 
Ausgleichszahlung geschehen. 

(3) Die Genehmigung wirkt für und gegen den Rechtsnachfolger; das Gleiche gilt auch 
für Personen, die den Besitz nach Erteilung der Genehmigung erlangt haben. 

(4) Die Genehmigung zur Zweckentfremdung ersetzt keine nach anderen Bestimmun-
gen erforderlichen Genehmigungen (z. B. des Baurechts). 

§ 6 Genehmigung aufgrund vorrangiger öffentlicher Belange und überwiegen-
der privater Interessen 

(1) Vorrangige öffentliche Belange für eine Zweckentfremdung sind in der Regel ge-
geben, wenn Wohnraum zur Versorgung der Bevölkerung mit sozialen Einrichtun-
gen (z. B. für Erziehungs-, Ausbildungs-, Betreuungs- oder gesundheitliche Zwe-
cke) oder lebenswichtigen Diensten (z. B. ärztliche Betreuung) verwendet werden 
soll, die gerade an dieser Stelle der Gemeinde dringend benötigt werden und für 
die andere Räume nicht zur Verfügung stehen oder nicht zeitgerecht geschaffen 
werden können. 

(2)  Überwiegende schutzwürdige private Interessen sind insbesondere 

- bei einer nachgewiesenen Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz und 

- bei nicht mehr erhaltungswürdigem und nicht zumutbar sanierungsfähigem 
Wohnraum  

gegeben.  

(3) Vorrangige öffentliche Interessen oder schutzwürdige private Interessen überwie-
gen das Interesse an der Erhaltung des betroffenen Wohnraums bei einer Umnut-
zung in eine Ferienwohnung in der Regel, wenn (alternativ) 

a) die Wohnung bis 26.6.2018 nachweislich jedenfalls tatsächlich und unter Ein-
haltung melderechtlicher Vorschriften als Ferienwohnung vermietet wurde und 
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der Antrag auf Zweckentfremdung und, wenn erforderlich, auf Baugenehmi-
gung bis zum 31.12.2018 gestellt wurde (Bestandsfälle) oder 

b) der Eigentümer der Ferienwohnung kumulativ 

o eine natürliche Person ist und 

o mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde wohnt und 

o die mit dem Betrieb der Ferienwohnung verbundenen Dienstleistungen 
im Wesentlichen selbst erbringt oder durch nächste Familienangehörige 
erbringen lässt und 

o nicht Eigentümer von mehr als zwei Ferienwohnungen einschließlich der 
beantragten Ferienwohnung ist (Neufälle). 

Eine Nutzung der Ferienwohnung durch kurtaxepflichtige Gäste in mindestens 
90 Nächten durch mindestens 5 verschiedene Belegungen (Personen, Fami-
lien) im Zeitraum vom 1. April bis 31. Oktober jeden Kalenderjahres ist nachzu-
weisen. 

§ 7 Genehmigung gegen Ersatzwohnraum 

Eine Genehmigung nach § 5 Abs. 2 S. 2 durch Stellung von Ersatzwohnraum soll 
nur erteilt werden, wenn der Ersatzwohnraum zusätzlich geschaffen wird. Zusätz-
licher Wohnraum wird durch Umnutzung von bislang nicht dem Wohnen dienender 
Räume oder durch Herstellung von neuem Wohnraum geschaffen, der ohne die 
beantragte Zweckentfremdung voraussichtlich nicht hergestellt würde.  

Sie darf nur erteilt werden, wenn  

1.  der Ersatzwohnraum im Gebiet der Gemeinde geschaffen wird; 

2. der Ersatzwohnraum vom Inhaber der beantragten Zweckentfremdungsgeneh-
migung geschaffen wird; 

3. der Ersatzwohnraum in zeitlichem Zusammenhang mit der Zweckentfremdung 
geschaffen wird (kein Ersatzwohnraum "aus dem Bestand" oder "auf Vorrat"); 

4. der neu zu schaffende Wohnraum nicht kleiner als der wegfallende Wohnraum 
ist und diesen im Standard nicht in einer für den allgemeinen Wohnungsmarkt 
nachteiligen Weise unter- oder überschreitet; 

5. der Ersatzwohnraum dem allgemeinen Wohnungsmarkt in gleicher Weise, et-
waig auch in seiner Eignung für Familien, zur Verfügung steht wie der wegfal-
lende Wohnraum. 

Die Genehmigung soll mit Ausnahme der Fälle des § 4 Abs. 1 Nr. 5 nur unter der 
Bedingung erteilt werden, dass sie erst wirksam wird, wenn der Ersatzwohnraum 
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dem Wohnungsmarkt tatsächlich zur Verfügung steht und dies der Gemeinde an-
gezeigt wurde. 

§ 8 Genehmigung gegen Entrichtung von Ausgleichsbeträgen 

(1) Im Einzelfall kann eine Genehmigung gegen eine einmalige oder laufende Aus-
gleichszahlung, auch in Ergänzung  der Schaffung von Ersatzwohnraum nach (3), 
erteilt werden. Die Ausgleichsbeträge sind zweckgebunden für die Schaffung 
neuen Wohnraums zu verwenden. 

(2) Die Genehmigung soll nur erteilt werden, wenn die Gemeinde die Mittel zeitnah für 
die Schaffung neuen Wohnraums verwenden kann und diese Mittel dafür sonst 
nicht zur Verfügung stehen. 

(3) Die Höhe der einmaligen Ausgleichszahlung orientiert sich an den durchschnittli-
chen Kosten für die Herstellung von gefördertem Wohnraum. Die Genehmigung 
darf nur unter der Bedingung erteilt werden, dass sie erst mit Zahlung des Aus-
gleichsbetrages wirksam wird. 

(4) Eine laufende Ausgleichszahlung ist nur bei vorübergehendem Verlust des Wohn-
raums zulässig. Ihre Höhe orientiert sich an der durchschnittlichen Netto-Kaltmiete 
für den entsprechenden Wohnraum. Die Antragsteller müssen glaubhaft machen, 
dass sie zur Leistung der Ausgleichszahlung bereit und im Stande sind. 

§ 9 Nebenbestimmungen 

(1) Die Genehmigung zur Zweckentfremdung von Wohnraum kann befristet, bedingt, 
widerruflich oder unter Auflagen erteilt werden; für Ferienwohnungen wird sie zur 
Wahrung der Genehmigungsvoraussetzungen widerruflich erteilt. Die Nebenbe-
stimmungen sind in den Bescheid aufzunehmen, um Genehmigungshindernisse 
auszuräumen, die Zweckentfremdung so gering wie möglich zu halten oder den im 
Einzelfall vorliegenden Interessenausgleich rechtlich zu sichern. Wurde sie wider-
ruflich erteilt, kann sie insbesondere widerrufen werden, wenn ihre Voraussetzun-
gen entfallen sind, insbesondere der Hauptwohnsitz nach § 6 Abs. 3 Nr. b verlegt 
wird. 

(2) Ist aufgrund einer Nebenbestimmung die Wirksamkeit einer Genehmigung erlo-
schen, so ist der Raum wieder als Wohnraum zu behandeln und Wohnzwecken 
zuzuführen. 

§ 10  Negativattest 

Bei Maßnahmen, für die eine Genehmigung nicht erforderlich ist, weil Wohnraum 
nicht vorhanden ist (§ 3 Abs. 3) oder eine Zweckentfremdung nicht vorliegt (§ 4 
Abs. 2) oder Genehmigungsfreiheit besteht (§ 5 Abs. 4), ist auf Antrag ein Negati-
vattest auszustellen.  
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§ 11  Auskunfts- und Betretungsrecht 

(1) Die dinglich Verfügungsberechtigten und die Besitzerinnen und Besitzer haben der 
Behörde auf Grundlage von § 4 Satz 1 ZwEWG die Auskünfte zu geben und die 
Unterlagen vorzulegen, die erforderlich sind, um die Einhaltung der Vorschriften 
des Gesetzes über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum und dieser 
Satzung zu überwachen; sie haben dazu auch den von der Gemeinde beauftragten 
Personen zu ermöglichen, zu angemessener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, 
Wohnungen und Wohnräume zu betreten. 

(2) Auf der Grundlage des § 4 Satz 2 ZwEWG und dieser Satzung wird das Grundrecht 
der Unverletzlichkeit der Wohnung eingeschränkt (Art. 13 GG, Art. 2 Abs. 1 der 
Landesverfassung). 

§ 12  Verwaltungsgebühren 

Die Erhebung von Verwaltungsgebühren richtet sich nach der Verwaltungsgebühren-
satzung der Gemeinde Bodman-Ludwigshafen in ihrer jeweils geltenden Fassung.  

§ 13  Ordnungswidrigkeiten 

(1) Mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 Euro kann nach § 5 ZwEWG belegt werden, 
wer ohne die erforderliche Genehmigung Wohnraum überwiegend anderen als 
Wohnzwecken zuführt. 

(2) Eine nach § 5 ZwEWG begangene Ordnungswidrigkeit wird durch eine nachträgli-
che Genehmigung nicht geheilt.  

§ 14  Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

 
Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Sat-
zung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch 
innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Stadt/Ge-
meinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften ˝ber die Öffentlichkeit der Sitzung, die 
Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 
 
Bodman-Ludwigshafen, den 06. April 2023 
 
 
 
 
Matthias Weckbach 
Bürgermeister  
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Begründung: 
 

„[Der] Umstand, dass die unbeschränkte Zulassung von Zweitwohnungen 
und Ferienwohnungen in Fremdenverkehrsorten direkt am Bodensee das 
dort für die Wohnbevölkerung verfügbare Wohnungsangebot verknappt 
und zu unerwünschten Wohnungsleerständen führt, ist allgemein bekannt. 
Auch ist offensichtlich, dass sich dieser Missstand mit einer Beschränkung 
der Neben- und Feriennutzung von Wohnungen effektiv bekämpfen lässt.“ 

VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 05.07.2022, 5 S 2926/20 

Der Erlass einer Zweckentfremdungssatzung setzt nach § 1 ZwEWG voraus, dass 
innerhalb der entsprechenden Gemeinde „die Versorgung der Bevölkerung mit aus-
reichendem Wohnraum zu angemessenen Bedingungen besonders gefährdet ist“, 
also ein Wohnraummangel besteht und die Gemeinde diesem Wohnraummangel 
„nicht mit anderen zumutbaren Mitteln in angemessener Zeit begegnen“ kann. 

Ein Indiz dafür ist, neben der vom VGH als „allgemein bekannt“ anerkannten Situa-
tion am Bodensee, wenn die Gemeinde in die Liste der Gemeinden in § 1 der „Ver-
ordnung der Landesregierung zur Bestimmung der Gebiete mit Begrenzung der zu-
lässigen Miethöhe bei Mietbeginn“ und/oder § 1 der Verordnung der Landesregie-
rung zur Bestimmung der Gebiete mit einem angespannten Wohnungsmarkt nach § 
201a des Baugesetzbuchs“ aufgenommen wäre. Die Kriterien für die Aufnahme einer 
Gemeinde in diese Liste sind in der Begründung zu den genannten Verordnungen 
ausführlich dargestellt (GBL 2020 S. 804ff. bzw. GBL 2022 S. 376ff). 

Indizien für einen Wohnraummangel sind dabei insbesondere, dass  
• die Kaufpreise und Mieten deutlich stärker steigen als im bundesweiten Durch-
schnitt,  
• die durchschnittliche Mietbelastung der Haushalte den bundesweiten Durchschnitt 
deutlich übersteigt,  
• die Wohnbevölkerung wächst, ohne dass durch Neubautätigkeit insoweit erforderli-
cher Wohnraum geschaffen wird oder  
• dass ein geringer Leerstand bei großer Nachfrage besteht.i) 

Diese 4 Kriterien hat das Land Baden-Württemberg durch 5 Indikatoren präzisiert. 
Dabei gilt ein „angespannter Wohnungsmarkt“ als nachgewiesen, wenn 4 der 5 Indi-
katoren erfüllt sind.  

Das ist bei der Gemeinde Bodman-Ludwigshafen nur auf den ersten Blick nicht der 
Fall, die Situation ist aber entsprechend. Ein wichtiger Faktor, den das Gutachten, 
das im Auftrag des Landes erstellt wurdeii), nicht berücksichtigt, sind die Zweitwoh-
nungen, die, wie der VGH ausführt, das verfügbare Wohnungsangebot verknappen, 
vom Gutachten aber als normaler Wohnraum eingestuft wurde. In Bodman-Ludwigs-
hafen bestanden zum 30.6.2022 ca. 444 zur Zweitwohnungsteuer veranlagte Zweit-
wohnungen; von einer gewissen Dunkelziffer ist zusätzlich auszugehen. 

Die Indikatoren „Höhe und Entwicklung Angebotsmieten 2012/13 bis 2017/18“ und 
„Mietpreisdifferenz bzw. Angebots- und Vergleichsmieten“ erkennt das Land als er-
füllt an. Zu 2 der 3 nicht erfüllten Indikatoren im Einzelneniii): 
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• Wohnungsversorgungsgrad: 

Das Gutachten geht von 2.756 Wohnungen für 2.397 Haushalte aus. Zieht man 
die 444 Zweitwohnungen ab, ergibt sich bei 2.312 Wohnungen ein Versorgungs-
grad von nur 96,5 %, d.h. 3,5 % der Haushalte müssen sich eine Wohnung mit ei-
nem anderen Haushalt teilen. Der Schwellenwert eines Versorgungsgrads von 
„< 100 %“ ist damit erfüllt. 
 

• Mietbelastung: 
Bei der Mietbelastungsquote wird auf die durchschnittliche Mietbelastungsquote 
in Baden-Württemberg in Höhe von 19,6 Prozent Bezug genommen. Liegt die 
Mietbelastungsquote der einzelnen Stadt oder Gemeinde über diesem Prozent-
satz, ist dies ein Indiz für einen angespannten Wohnungsmarkt. 
Das Problem in Bodman-Ludwigshafen ist, dass das Durchschnittseinkommen 
zwar 21 % höher als im Landesschnitt liegt, die Verteilung nach Einkommensklas-
sen aber fast exakt dem Landesschnitt entspricht. Der Median der Einkommen 
liegt in Bodman-Ludwigshafen wie in Baden-Württemberg zwischen 30.000 und 
35.000 €. Fast 70% der Haushalte gehören den Einkommensklassen unter 
50.000 € Jahreseinkommen an. Lt. Gutachten betrug 2018 in Bodman-Ludwigs-
hafen die Bruttowarmmiete durchschnittlich 12,92 € gegenüber 10,30 € im Lan-
desschnitt. Damit liegt für den überwiegenden Teil der Bevölkerung die Mietbelas-
tung deutlich über dem Ergebnis von 19,4 % des Gutachtens und damit über dem 
Schwellenwert von 19,6% 

 Quelle: Statistisches 
Landesamt BW  Bodman-Ludwigshafen Baden-Württemberg 

Gesamtbetrag Einkommensklassen Personen Einkommensklassen Einkommensklas-
sen 

der Einkünfte   kumuliert Personen kumuliert 
von . . . bis Pers. Eink.             

unter . . . EUR Stpfl. 1 000 EUR Personen % Personen 1 000 EUR Personen % 
    0  67 -  67 3% 176 465 - 176 465 3% 
1 - 5 000  191  394  258 10%  607 655 1 229 723  784 120 14% 

5 000 - 10 000  174 1 311  432 17%  327 381 2 471 813 1 111 501 19% 
10 000 - 15 000  181 2 277  613 24%  409 337 5 139 303 1 520 838 26% 
15 000 - 20 000  183 3 263  796 32%  379 748 6 629 771 1 900 586 33% 
20 000 - 25 000  187 4 225  983 39%  378 201 8 514 798 2 278 787 39% 
25 000 - 30 000  154 4 231 1 137 45%  385 701 10 604 512 2 664 488 46% 
30 000 - 35 000  186 6 024 1 323 52%  382 222 12 417 542 3 046 710 53% 
35 000 - 50 000  381 15 934 1 704 68%  944 551 39 597 246 3 991 261 69% 
50 000  und mehr       818  103 726  2 522 100% 1 785 154 181 826 643  5 776 415 100% 

Insgesamt                2 522  141 384  141 385   5 776 415 268 431 351     
Durchschnittseinkom-
men  

56, 1 Diff BoLu 
– BW 21%  

46, 5 
  

           
Durchschnittseinkommen bei  
> 50 T€ 126,8    101,9   
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Gesamtwertung der Indikatoren zum angespannten Wohnungsmarkt: 
Die Gemeinde Bodman-Ludwigshafen erfüllt bei Berücksichtigung der Besonderhei-
ten der Zweitwohnungen und bei der Einkommensverteilung 4 der 5 Indikatoren für 
die Einstufung als Gebiet mit einem angespannten Wohnungsmarkt. 
 
Auf dieser Grundlage besteht auch ein Wohnraummangel im Sinne des § 1 ZwEWG. 
Selbst wenn nach dieser Vorschrift höhere Anforderungen an den Wohnraummangel 
zu stellen wären als nach § 201a BauGB oder § 556d BGB, so sind diese aufgrund 
der dargelegten Zahlen, insbesondere ob der Hohen Anzahl von Neben- und Ferien-
wohnung erfüllt.  
 
 
Andere Maßnahmen, insbesondere Ausweisung von Baugebieten und Innen-
verdichtung: 
 
• Entwicklung der Einwohnerzahl 

Die Einwohnerzahl von Bodman-Ludwigshafen ist von 1970 bis 2022 um durch-
schnittlich 0,88 % p.A. gestiegen.2) 
Die Gemeinde Bodman-Ludwigshafen weist von 2019 – 2021 Wanderungsgewinne 
auf. Dies soll bei einer Eigenentwicklungsgemeinde nicht eintreten, die Gemeinde 
hat aber keine Möglichkeit, den Zuzug mit Hauptwohnung einzuschränken.  

Bevölkerungsentwicklung 2018 - 20213) 
 2018 2019 2020 2021 
Einwohner 31.12. 4655 4661 4696 4742 
Differenz zum Vorjahr   6 35 46 
Wanderungsdifferenz   38 46 79 
Natürliche Entwicklung   -32 -11 -33 

 
Bevölkerungsprognose bis 2040 
Die tatsächliche Bevölkerungsentwicklung entwickelte sich schon 2020-2022 er-
heblich oberhalb der „Oberen Variante“ der Bevölkerungsprognose des statisti-
schen Landesamts. 
 

Jahr Bevölkerung insgesamt 

 Obere Variante 
Modellrech-
nung 

Tats. Stand 
31.12.4) 

2020 4.696 4.696 4696 
2021 4.692 4.674 4742 
2022 4.690 4.652 4819 
2023 4.689 4.630 
2024 4.689 4.606 

                                            
2 Berechnet aus der amtlichen Einwohnerzahl, logarithmisch 
3 Natürliche Entwicklung aus Differenz der Tabellen Einwohnerzahl, Zuzüge und Fortzüge von statis-
tik-bw.de 
4 Bevölkerungsvorausberechnung lt. Statistik-bw.de, Berechnung 31.12. fortgeschrieben lt. Meldere-
gister 
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2025 4.691 4.581 
2026 4.694 4.556 
2027 4.698 4.530 
2028 4.702 4.503 

 
Die zu erwartenden Einwohnerzahlen werden auch in den Folgejahren über den 
Prognosen der „Oberen Variante“ liegen, wie schon 2021 und 2022. 

• Nicht überplante Flächen in Flächennutzungsplan5) 

Gemarkung Bereich Fläche Status / Probleme 

Bodman Untere Ka-
pelläcker 

5,5 ha Bebauungsplan in Diskussion, 
noch nicht im förmlichen Ver-
fahren; Erschließung für 
2024/25 geplant. 

Bodman Leimengrube 0,75 ha Stark verschattet, wenig attrak-
tiv, nicht geeignet für Solarnut-
zung, kein natürliches Aufhei-
zen im Winter 

Ludwigshafen An der Berg-
straße 

5,3 ha Davon ca. 0,7 ha Streuobst-
wiesen 

Keine Mitwirkungsbereitschaft 
bei Eigentümern von Sperr-
grundstücken 

Ludwigshafen Oberer Egger 
(Hohlenweg) 

0,65 ha Keine Durchsetzbarkeit wegen 
Sperrgrundstücken eines nicht 
mitwirkungsbereiten Eigentü-
mers 

Ludwigshafen 
(Gemarkung 
Bodman) 

Äußerer Kron-
bühl 

0,3 ha Blockade durch einen Eigentü-
mer, Erschließung muss über 
fremdes Gemeindegebiet erfol-
gen 

Insgesamt  12,5 ha  

Von diesen Flächen sind ca. 2,4 ha in absehbarer Zeit nicht zu erschließen.  

                                            
5 Flächen lt. Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Stockach  
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Im Bereich „An der Bergstraße“ in Ludwigshafen besteht bei Eigentümern von 
großen Schlüsselgrundstücken keine Bereitschaft zur Mitwirkung.  

Insgesamt bestehen in Bodman-Ludwigshafen ca. 75 mit Wohnhäusern nach § 30 o-
der 34 BauGB bebaubare Grundstücke mit ca. 61.000 m² keine konkrete Bauabsicht. 

Die Verwaltung hat die Eigentümer nicht insgesamt angeschrieben, aber eine Vielzahl 
von Einzelgesprächen mit praktisch allen Eigentümern geführt. Die meisten Grundstü-
cke stehen nicht zum Verkauf. Im Einzelfall kann sich eine Verfügbarkeit ergeben, ins-
besondere beim Eintritt von Erbfällen. Es ist davon auszugehen, dass pro Jahr durch-
schnittlich nicht mehr als ca. 1.000 m², in 5 Jahren also 0,5 ha aktiviert werden können. 

Der Gemeinde stehen damit auch keine Handlungsalternativen zur Verfügung. 
 
Abwägung: 
 

„Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemein-
heit dienen.“ 

Art. 14 Grundgesetz 
 
Es ist legitim, durch die Nutzung einer Immobilie als Ferienwohnung höhere Einnah-
men generieren zu wollen, als mit einer Dauervermietung. Für Bestand und Entwick-
lung einer Gemeinde ist es aber zwingend erforderlich, z.B. Beschäftigten in Einzel-
handel, Gastronomie, aber auch z.B. dem Bauhof und den Kindertageseinrichtungen, 
bezahlbaren Wohnraum zu bieten. Dies gilt insbesondere auch für die Bevölkerungs-
schichten, die sich erfahrungsgemäß z.B. bei der Feuerwehr oder anderen Hilfs-
diensten engagieren. Hierzu ist, wie der VGH in og. Urteil ausgeführt hat, die Begren-
zung der Zweckentfremdung ein geeignetes Mittel. Tauglich Handlungsalternativen 
hat die Gemeinde nicht, die Eingriffe in das Eigentum bewegen sich im Rahmen der 
Sozialbindung. 
 
Damit sind die Voraussetzungen des Zweckentfremdungsgesetzes für den Erlass ei-
ner Zweckentfremdungssatzung weiterhin erfüllt. 
 
Die Regelungen der Satzung bleiben im Vergleich zur bisherigen Satzung unverän-
dert. Maßgeblich sind insoweit § 1 und § 5 Abs. 1 der Satzung, der die Zweckent-
fremdung von Wohnraum im Gemeindegebiet unter Genehmigungsvorbehalt stellt. 
Die Rechtsfolgen, insbesondere auch die Anforderungen an die Genehmigung, erge-
ben sich aus dem Zweckentfremdungsverbotsgesetz. Die weiteren Regelungen ge-
ben insoweit die bestehende Rechtslage zur besseren Lesbarkeit und Praktikabilität 
und für eine gleichmäßige Anwendung wieder, ohne dass hiervon der Bestand des 
Zweckentfremdungsverbots abhängt. Zu den Ferienwohnungen enthält die Satzung 
in § 6 Abs. 3 eine besondere Regelung, die zu einer einheitlichen Praxis bei der An-
wendung der Genehmigungsvoraussetzungen führen soll. Durch diese Regelung sol-
len die privaten Interessen und die Interessen der Allgemeinheit in einen Ausgleich 
gebracht werden. Insbesondere sollen in geringfügigem Umfang Ferienwohnungen 
ermöglicht werden, um den Tourismus sanft fortentwickeln zu können. Hierzu sind 
Ferienwohnungen, die unmittelbar vom Eigentümer nebenberuflich betrieben 
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werden, in besonderem Maß geeignet. Zudem werden die Eigentümerinteressen 
hierdurch berücksichtigt. 
 
Bodman-Ludwigshafen, den 6. April 2023 

 
 
 
 
Matthias Weckbach 
Bürgermeister  

  

i GBl. 2020, S. 805 
ii https://mlw.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mlw/intern/Dateien/03_Bauen-Woh-
nen/Wohnungsbau/F_B-Gutachten_zur_Mietbegrenzungsverodnung_nach__556d_-_191213.pdf 
iii https://mlw.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mlw/intern/Dateien/03_Bauen-Woh-
nen/Wohnungsbau/Einzeldaten_aller_Gemeinden_und_St%C3%A4dten_bf.xlsx 

                                            


